
WIRTSCHAFT

Schneller Rückzug
SAP-Co-Chefin verlässt Konzern nach
nur sechs Monaten. Seite 19

ZEITGESCHEHEN

Wiesn abgesagt
Das Münchner Oktoberfest findet erst-
mals seit der Gründung der Bundes-
republik in diesem Jahr wegen der Co-
rona-Krise nicht statt. Seite 15

SPORT

Kiel Handball-Meister

Nach langem Zögern bricht die HBL die
Bundesliga-Saison ab und beschert dem
Rekordmeister den ungewöhnlichsten
Titel seiner Vereinsgeschichte. Seite 22

KULTUR/MEDIEN

Heitere Himmel
Die Siegener Künstlerin Annette Bes-
gen ermöglicht einen filmischen Rund-
gang durch ihre Schau in Aachen. /
„Lasst die freien Vögel fliegen“ heißt
eine Langzeit-Doku, die heute Abend
auf Arte läuft. Seiten 20/27

WETTER

Wolkenlos
Von einem nahezu
wolkenlosen Himmel
scheint auch heute bei
20 bis 22 Grad die
Sonne. Seite 16
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Das Theater holt sich die Stadt zurück – mit Abstand
für das politisch-gesellschaftliche Leben
offen. Zunächst freilich gelte es jetzt, das
grüne Licht der politischen Entschei-
dungsträger abzuwarten (mehr auf Seite
20). Foto: Apollo/Morgenthal

auch für öffentliche Veranstaltungen gel-
ten. Laut Intendanz ist das Siegener Thea-
ter bereit dafür, Lesungen oder, später,
auch Konzerte und Theateraufführungen
durchzuführen. Das Haus stünde zudem

Statt über 500 bietet das Apollo-Theater
Siegen demnächst und bis auf Weiteres
lediglich 70 Publikumsplätze an. Damit will
das Haus den Abstandsregelungen Rech-
nung tragen, die „Corona-bedingt“ künftig

Neues Anti-Corona-Paket
BERLIN Koalition will zur Eindämmung der Pandemie Tests und Meldepflichten massiv ausweiten

Inzwischen haben schon
zehn Bundesländer eine
Maskenpflicht eingeführt.

afp/dpa � Die große Koalition bereitet
ein zweites Gesetzespaket vor, mit dem
das Gesundheitswesen im Kampf gegen
die Corona-Pandemie besser gerüstet sein
soll. Künftig sollen sich gesetzlich Versi-
cherte auch dann auf Kosten ihrer Kran-
kenkasse auf das Virus testen lassen kön-
nen, wenn sie keine Symptome haben,
heißt es in einem Gesetzentwurf von
Union und SPD, der der Nachrichtenagen-
tur afp gestern vorlag. Auch die Melde-
pflicht soll ausgeweitet werden, um ein
exakteres Bild über die Verbreitung des
Virus zu bekommen.

Demnach sollen künftig auch genesene
Patienten und negative Testresultate ge-
meldet werden müssen. Der Entwurf sieht
zudem vor, präventiv in Pflegeheimen tes-
ten zu lassen. „Gerade Pflegebedürftige
und deren Umfeld wollen wir besonders
schützen, dafür sind regelmäßige Tests
von Heimbewohnern und Pflegekräften
notwendig“, sagte Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn dem „Spiegel“.

Nur so könnten Infektionen früh er-
kannt und Infektionsketten unterbrochen
werden. „Deswegen wollen wir gesetzliche
Krankenkassen verpflichten, diese Tests
umfangreicher als bisher zu überneh-
men“, sagte Jens Spahn. Zu den labordiag-
nostischen Untersuchungen sollen laut

Entwurf auch Tierärzte herangezogen
werden können – nämlich dann, wenn
eine „epidemische Lage von nationaler
Tragweite“ vorliege.

Für die kommende Grippesaison
2020/2021 soll zudem eine größere Reserve
an Impfstoff für die übliche Influenza ein-
geplant werden. „Durch eine ausreichende
Versorgung der Risikogruppen mit saiso-
nalen Grippeimpfstoffen kann eine Belas-
tung des Gesundheitssystems mit Influen-
za-Patienten verringert werden, so dass die
vorhandenen Kapazitäten für die Versor-
gung der Covid-19-Patienten genutzt wer-
den können“, heißt es zur Begründung.

Darüber hinaus soll der Bund die Kosten
für Intensivpatienten aus anderen euro-
päischen Ländern übernehmen, die in
deutschen Krankenhäusern wegen man-
gelnder Kapazitäten in ihrem Heimatland
behandelt werden. Auch für Privatversi-
cherte gibt es Verbesserungen: Um zu
verhindern, dass sie aufgrund vorüber-
gehender Hilfsbedürftigkeit dauerhaft im
Basistarif der privaten Krankenversiche-
rung versichert sind, wird die Rückkehr in
den vorherigen Versicherungstarif erleich-
tert, sobald die Notsituation überwunden
ist: Sie müssen sich keiner neuen Gesund-
heitsprüfung unterziehen. Der Gesetzent-
wurf soll am 29. April vom Kabinett be-
schlossen werden, am 7. Mai soll er dann in
den Bundestag eingebracht werden. In
Kraft treten soll er Mitte Juni.

Unterdessen setzt die Mehrheit der
Bundesländer im Kampf gegen das Coro-
navirus nun doch auf eine Maskenpflicht in
Bussen und Bahnen und beim Einkaufen.
Entsprechende Regelungen führen nun
auch Schleswig-Holstein, Hamburg, Ber-
lin, Hessen, Baden-Württemberg und
Sachsen-Anhalt ein. Thüringen, Bayern
und Mecklenburg-Vorpommern hatten
dies bereits zuvor angekündigt. Eine bun-
desweit einheitliche Regelung gibt es nicht.

Um in der Corona-Krise Masken, Hand-
schuhe und andere Schutzausrüstung für
Arztpraxen und Krankenhäuser zu be-
schaffen, bekommt Gesundheitsminister
Spahn (CDU) 7,8 Mrd. €. Den Betrag hat
das Bundesfinanzministerium nach dpa-
Informationen bereits genehmigt.

Momentan können die Labore in Deutsch-

land rund 730 000 der Standard-Stäbchen-

tests pro Woche durchführen. Foto: dpa

Abgeordnete verzichten auf höhere Diäten
Düsseldorfer Landtag und die Bundestagsfraktionen wollen ein Zeichen in der Corona-Krise setzen

beraten“, hieß es jetzt aus einer der betei-
ligten Parteien: „Dafür haben wir die AfD
nicht gebraucht.“

Auch die Abgeordneten des Bundestags
verzichten in diesem Jahr – wie angekün-
digt – auf die automatische Erhöhung ihrer
Diäten. Aus der Unionsfraktion hieß es
dazu gestern, das entsprechende Gesetz
dazu solle am Donnerstag ohne Debatte
ins Plenum eingebracht und Anfang Mai
verabschiedet werden. Alle sechs Bundes-
tagsfraktionen seien einverstanden und
wollten „in dieser außergewöhnlichen Kri-
sensituation ein Signal setzen“, sagte die
Fraktionsgeschäftsführerin der Grünen,
Britta Haßelmann.

Vorjahrs. So soll sichergestellt werden, dass
Abgeordnete nicht besser oder schlechter
gestellt werden als andere Bürger.

Die aktuelle Krise würde allerdings
durch dieses System nicht erfasst – die
Diäten wären also gestiegen. Die Höhe ist
noch unklar, da sie jedes Jahr erst ab Mai
berechnet werden kann. Mit dem gemein-
samen Gesetzentwurf, der gestern in den
Fraktionen beraten wurde, kommen CDU,
SPD, FDP und Grüne der AfD zuvor – sie
will einen eigenen Gesetzentwurf zur Aus-
setzung der Diätenerhöhung in den Land-
tag einbringen. „Das Thema Diätenanpas-
sung wird unabhängig von der AfD von
den demokratischen Fraktionen selbst

lnw Düsseldorf/Berlin. Die großen
Fraktionen im nordrhein-westfälischen
Landtag wollen ein Zeichen in der Corona-
Krise setzen und dieses Jahr auf ihre tur-
nusmäßige Diätenerhöhung verzichten.
Man wolle sich so solidarisch mit den Men-
schen im Land zeigen, die um ihre Exis-
tenzen bangen, heißt es in einem gemein-
samen Gesetzentwurf von CDU, SPD, FDP
und Grünen. Dem Vernehmen nach würde
das Land damit rund 500 000 € sparen.

Die Bezüge hätten eigentlich zum 1. Juli
„angepasst“ werden müssen, wie es das
Abgeordnetengesetz vorschreibt. Grund-
lage sind u. a. die allgemeine Lohnentwick-
lung und der Verbraucherpreisindex des

Einfach zu riskant
Volksfeste wird es lange nicht geben

Bayerns Ministerpräsident Markus
Söder hat es in den vergangenen Tagen
schon angedeutet: An eine „normale
Wiesn“ war in diesem Corona-Jahr
nicht zu denken. Gemeinsam mit Mün-
chens sozialdemokratischem Bürger-
meister Dieter Reiter hat der Christso-
ziale die Entscheidung verkündet, und
es ist die einzig richtige: Das größte
Volksfest der Welt fällt 2020 aus.

Alle Hoffnungen der um ihre Exis-
tenz bangenden Schausteller,
Wiesnwirte und jener, die in den zwei
Wochen des Frohsinns im Jahr einen
erheblichen Teil ihres Einkommens
verdienen, es könne ein „Oktoberfest
light“ geben, haben sich nicht erfüllt.
Konnten sich nicht erfüllen. Denn Sö-
der hat recht: „Ein Bierzelt lebt von der
Nähe.“ Eine Wiesn mit Mundschutz und
Abstand, womöglich noch mit Zugangs-
kontrollen, um sicherzustellen, dass nur
Besucher aus der Region mitfeiern –
diese Vorschläge konnten nicht über-
zeugen und waren zum Scheitern ver-
urteilt.

Die Wiesn-Absage hat auch für an-
dere Großveranstaltungen in der gan-
zen Republik, die für Herbst geplant
sind, Signalwirkung. Die Corona-Krise
wird im September und Oktober nicht
vorbei sein. „Viren-Papst“ Christian
Drosten befürchtet eine zweite Corona-
Welle in einigen Monaten, die Deutsch-
land mit noch größerer und zerstöreri-
scher Wucht überrollt. Das gilt es zu
verhindern, und ein großes Fest könnte,
wie der Après-Ski in Ischgl, Ausgangs-
punkt für eine solche Welle sein. So
richtig es ist, das öffentliche und das
Wirtschaftsleben in einigen Bereichen
langsam hochzufahren: Volksfeste sind,
so bitter es für die Betroffenen ist, noch
für lange Zeit zu riskant. Torsten Henke

Doppel-Lösung für die
Tornado-Nachfolge

dpa Berlin. Das Verteidigungs-
ministerium will die überalterte Torna-
do-Flotte der Luftwaffe mit bis zu
93 Eurofightern sowie 45 F-18-Kampf-
flugzeugen des US-Herstellers Boeing
ersetzen. Das Ministerium von Anne-
gret Kramp-Karrenbauer (CDU) unter-
richtete gestern die zuständigen
Obleute im Bundestag über das milliar-
denschwere Vorhaben, bei dem zu-
nächst das europäische Modell und spä-
ter auch das US-Flugzeug beschafft
werden soll. Beim Koalitionspartner
SPD gab es bislang Vorbehalte gegen
eine Entscheidung. In einer Zeitung er-
läuterte Kramp-Karrenbauer die
Gründe ihrer Positionierung und
machte auch deutlich, dass eine ent-
scheidungsreife Beschlussvorlage erst
für die Jahre 2022 oder 2023 erwartet
werden kann – also in jedem Fall nach
der nächsten Bundestagswahl. Sollte
sich aber der Start der Gespräche in die
nächste Legislaturperiode verschieben,
„wäre der nahtlose Übergang zum
Nachfolgemodell nicht zu schaffen“.

Das US-Modell F-18 soll dabei als
schon marktverfügbare Lösung für den
elektronischen Luftkampf sowie die
„Nukleare Teilhabe“ Deutschlands an
US-Waffen beschafft werden, heißt es
in der als Verschlusssache eingestuften
Unterrichtung, die der Deutschen
Presse-Agentur in Berlin vorlag.

Die Corona-Kr ise

So berichtet die SZ heute:
� Seite 3

Jena macht Schule: Maskenpflicht
im ÖPNV im Kreis Siegen-Witt-
genstein rückt näher.
� Seite 3

IHK schlägt Alarm: Heimischen
Gastronomiebetrieben „steht das
Wasser bis zum Hals“.
� Seite 21

Berliner Museen ab 11. Mai wie-
der geöffnet.

Mittwoch, 22. Apri l 2020

Amtliches Kreisblatt für Siegen-Wittgenstein, Altenkirchen und Olpe
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LOKALES

Neue Maßstäbe

Die Schulen bereiten sich auf die Schü-
ler vor, die ab morgen wieder in den
Klassenräumen sitzen dürfen. Viele
Fragen sind jedoch noch offen. Seite 6

Corona-Detektive
Mitarbeiter des Gesundheitsamts bege-
ben sich täglich auf die Suche nach den
Kontaktpersonen derjenigen, die positiv
auf Covid-19 getestet wurden. Seite 5
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